Deutscher Bundestag 
4. Wahlperiode 


Drucksache IV/945 


Der Bundesminister 

für Gesundheitswesen Bad Godesberg, den 31. Januar 1963 

II A 2 - 8627 - 1 - 8/63 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Erster Bericht der Bundesregierung zum Problem der 
Beseitigung von Abfallstoffen 

Bezug: Beschluß des Deutschen Bundestages vom 
26. Oktober 1962 
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Die Bundesregierung wurde durch Beschluß des Deutschen Bun- 
destages vom 26. Oktober 1962 ersucht zu prüfen, ob und in- 
wieweit eine Möglichkeit besteht, gemeinsam mit den Ländern 
die aktuellen Probleme der Behandlung und Beseitigung von 
Abfallstoffen aller Art den Bedürfnissen der Praxis entsprechend 
einer verbesserten Lösung zuzuführen. 

In der Anlage überreiche ich dem Hohen Hause den gewünsch- 
ten ersten Bericht, 


Schwarzhaupt 


Druck: Burhhrudcerei R. Madel. 53 Bonn, Bonner Talweg 100 
Alleinvertrieb; Dr. Hans Heger, Bad Godesberg, 

Postfach 821, GoethestraSe 54, Telefon 6355! 
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Erster Bericht der Bundesregierung zum Problem der 
Beseitigung von Abfallstoffen 

Beschluß des Bundestages vom 26. Oktober 1962 
Protokoll der 44. Sitzung, Seite 1942, Punkt 26 
— Drucksache IV/587 — 

Nach Beratungen innerhalb der Bundesregierung und mit Sach- 
verständigen, nach Verhandlungen mit den beteiligten Mini- 
sterien der Länder und nach Anhörung der Spitzenverbände 
der Städte, Gemeinden und Landkreise, der Industrie und der 
Wasserwirtschaft wird nachstehender erster Beridit erstattet: 

L 

1. Für die Sammlung, Behandlung und Beseitigung von Ab- 
fallstoffen aller Art ergeben sich als typische Folgeerschei- 
nungen der modernen technischen und wirtschaftlichen Ent- 
wicklung immer dringlichere Probleme. Von jeher besteht 
der Grundsatz, daß derjenige für die Beseitigung dieser 
Stoffe Sorge zu tragen hat, bei dem sie anfallen; das sind 
die Gemeinden und die Unternehmen der gewerblichen 
Wirtschaft. Die Aufsicht darüber, ob dies in einwandfreier 
Weise geschieht, haben die Verwaltungsbehörden der Län- 
der. Sie führen dabei Landes- und Bundesgesetze aus. Der 
Bundesgesetzgeber hat in seinen neuen Gesetzen zum Schut- 
ze des Wassers (Gesetz zur Ordnung des Wasserhaushalts 
von 1957), zur Verhütung und Bekämpfung übertragbarer 
Krankheiten beim Menschen (Bundes-Seuchengesetz von 1961) 
und zur Reinhaltung der Luft (Gesetz zur Änderung der 
Gewerbeordnung und Ergänzung des Bürgerlichen Gesetz- 
buches von 1959) Bestimmungen erlassen, die dieses Problem 
besonders betreffen. 

Diese Vorschriften, die die Anforderungen an eine einwand- 
freie Abfallbeseitigung verschärft haben, sowie die nicht 
vorauszusehende Entwicklung des Müllanfalls nach Menge 
und Zusammensetzung und schließlich der von Jahr zu 
Jahr größer werdende Mangel an geeigneten Lagerflächen 
bringen die Gemeinden und Industriebetriebe in wachsende 
Schwierigkeiten. 

2. Im Zusammenhang mit den Vorarbeiten für diesen Bericht 
konnte das Bundesministerium für Gesundheitswesen mit 
der Auswertung einer vom Deutschen Städtetag durchge- 
führten Erhebung beginnen, die die nachstehenden, für die 
Beurteilung der Situaton aufschlußreichen Zahlen aus 528 
Städten und Gemeinden mit 10 000 Einwohnern und mehr 
erbrachte : 

In 8 Städten wird Müll in Verbrennungsanlagen beseitigt, 
allerdings im Höchstfall nur 33 v.H. der Gesamtmenge. 
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ln 6 Städten bestehen ordnungsgemäße Kompostierungsan- 
lagen, wobei in 3 Städten der gesamte Müll kompostiert 
wird. 

In den übrigen 514 Gemeinden ist man noch auf das alte 
Verfahren angewiesen, den Müll im Gelände abzulagern. 
Dabei reichen in vielen Städten und Gemeinden die für die 
Ablagerung in Frage kommenden Flächen nur noch für 
sehr beschränkte Zeit aus: 


für 0 bis 1 Jahre 
für 2 Jahre 
für 3 Jahre 
für 4 Jahre 
für 5 Jahre 


in 81 Städten 
in 57 Städten 
in 39 Städten 
in 32 Städten 
in 29 Städten 


in den übrigen Städten für mehr als 5 Jahre. 


Aus 293 Städten bzw. Gemeinden wurden erhebliche Belä- 
stigungen der Allgemeinheit durch die Ablagerung von Ab- 
falLstoffen gemeldet. Die schädlicfien Auswirkungen auf das 
Grundwasser lassen sich nodi nicht abschätzen. 


über die Mengen an gewerblichen und industriellen Abfäl- 
len, an ölschlamra, Abwasserschlamm und deren Behandlung 
sind noch keine Erhebungen angestellt worden. Sachver- 
ständige schätzen, daß z. Z. neben etwa 20 000 000 m^ Haus- 
müll noch etwa 20 000000 m^ Abfälle aus Gewerbe und 
Industrie und etwa 10000000 m^ Abwasserschlamm jährlich 
zu beseitigen sind. 


3. Gemeinden, Gemeindeverbände, Betriebe der gewerblichen 
Wirtschaft, Landesregierungen und die Bundesregierung be- 
mühen sidi seit Kriegsende um praktische und wirtschaft- 
lich vertretbare Lösungen für eine sdiacllose Abfallbeseiti- 
gung. Besonders hervorzuheben ist die Tätigkeit der von 
ihnen 1952 gebildeten ,, Arbeitsgemeinschaft für kommunale 
Abfallwirtschaft (AkA)". In zahlreichen Einrichtungen und 
Instituten werden seit Jahren eingehende wissenschaftlidie 
Forschungen und fachtechnische Untersuchungen und Ent- 
wicklungen betrieben. 

Trotzdem erbraditen diese Bemühungen nodr keine befrie- 
digende Lösung. 


IL 

1. Die Bundesregierung hält es für möglidi, die aktuellen Prob- 
leme der Behandlung und Beseitigung von Abfallstoffen durch 
gemeinsame Bemühungen der Bundesregierung, der Landes- 
regierungen und der übrigen Beteiligten, den Bedürfnissen 
der Praxis entsprediend, einer verbesserten Lösung zuzu- 
führen. 

übereinstimmend wurde festgestellt, daß ein dringendes Be- 
dürfnis nach unabhängiger Beurteilung der Zweckmäßigkeit 
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der verschiedenen Möglichkeiten und Verfahren, 
nach allgemeingültigen, fachlichen Grundsätzen entsprechend 
dem jeweiligen Stand von Wissenschaft und Technik und 
unter Einbeziehung wirtschaftlicher Gesichtspunkte und 
nach einer Abstimmung der Forschungs- und Entwicklungs- 
arbeiten 
besteht. 

2. Die Vertreter der in Betracht kommenden Landesministerien 
erklärten ihre grundsätzliche Bereitwilligkeit, hierbei mit der 
Bundesregierung zusammenzuarbeiten. Um sich untereinander 
und mit dem Bund zu beraten und sich in den in ihre Ver- 
waltungszuständigkeit fallenden Fragen abzustimmen, halten 
sie die Bildung einer besonderen Länderarbeitsgemeinschaft 
für erforderlich. 

Auch die Vertreter der Gemeinden, der gewerblichen Wirt- 
scdiaft und der Wasserwirtschaft sind mit der Behandlung 
dieser Fragen gemeinsam mit Bund und Ländern grundsätz- 
lich einverstanden. 

3. Außerdem halten alle Beteiligten ein Gremium für notwen- 
dig, das in der Lage ist, allgemeingültige Grundsätze und 
Richtlinien zu erarbeiten. Nach übereinstimmender Auffas- 
sung kommt hierbei der Mitwirkung des Instituts für Wasser-, 
Boden- und Lufthygiene im Bundesgesundheitsamt eine be- 
sondere Bedeutung zu. 

Die Verhandlungen über Art, Zusammensetzung und Auf- 
gaben dieses Gremiums werden fortgesetzt. 
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